
Streifzüge bei Context XXI Zum Grundsatzprogramm der AfD*

Streifzüge: http://contextxxi.org/zum-grundsatzprogramm-der-afd.html | Seite 1

Auszug aus Streifzüge bei Context XXI

(http://contextxxi.org/zum-grundsatzprogramm-der-afd.html)

erstellt am: 29. März 2024
Datum dieses Textes: Mai 2017

Zum Grundsatzprogramm der AfD*

n MANFRED SOHN

2.100 Mitglieder der Aktion für Deutsch-
land (AfD) hatten sich Ende April/An-
fang Mai 2016 für ein Wochenende in
der Stuttgarter Messehalle versammelt,
um ihr erstes Grundsatzprogramm zu
beschließen. Wir werden das Programm
also nicht als Steinbruch für griffige Agi-
tation verwenden, sondern vor allem
dazu, den Charakter dieser Partei bess-
er zu verstehen. Vierzehn Kapitel um-
fasst das Papier nach der Präambel. In
der Präambel wird das Selbstbild gleich
in den ersten drei Sätzen zusammen-
fasst: „Wir sind Liberale und Konserva-
tive. Wir sind freie Bürger unseres Lan-
des. Wir sind überzeugte Demokraten.“

Der erste Satz bekräftigt die bereits
beschriebene Herkunft des Projekts AfD
aus dem Lager von FDP und CDU, der
zweite definiert den Wirkungsraum und
der dritte kann wohl auch als Schutzbe-
hauptung gegen die Vorwürfe verstan-
den werden, die AfD sei eine verkappte
Nachfolgeorganisation der NSDAP. Die
AfD-Mitglieder haben sich entschieden,
heißt es in dem Text weiter, „Deutsch-
land (…) eine echte politische Alterna-
tive zu bieten“. Sie seien offen ge-
genüber der Welt, „wollen aber
Deutsche sein und bleiben“.

Europa und Euro
Der zweite große Abschnitt des AfD-Pro-
gramms befasst sich mit „Europa und
Euro“. Die alte Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) wird gelobt, die
„im westlichen Europa über Jahrzehnte
(1957 bis 1993) zu Frieden und Prosper-
ität beigetragen“ habe. Die AfD plädiert
im Sinne einer Rückkehr zu dieser Kon-
struktion dafür, „das Subsidiarität-
sprinzip konsequent beizubehalten und

Kompetenzen an die Nationalstaaten
zurückzugeben“. Das „Experiment Eu-
ro“ sei geordnet zu beenden – und zwar
„unverzüglich“. Eine „Bundesregierung
mit AfD-Beteiligung“ müsse die ent-
sprechenden Vereinbarungen kündigen.
Die „deutsche Haftung für ausländische
Banken“ müsse beendet, die Bankenauf-
sicht „vollständig in nationale Hände“
zurückgegeben werden. „Als Partei der
sozialen Marktwirtschaft will die AfD er-
reichen, dass in letzter Konsequenz In-
solvenzen von Banken ohne Beteiligung
des Steuerzahlers möglich sind“ – eine
Forderung, die von Kräften, die unter
dem Label „links“ versuchen, das kapi-
talistische System vor seiner eigenen
Dynamik zu retten, bekanntlich eben-
falls erhoben wird.

Waffen und Polizei
Der dritte Abschnitt des Programms be-
fasst sich mit der Inneren Sicherheit
und der Justiz. Er enthält eine Samm-
lung von bekannten Forderungen
rechter Parteien aller Schattierungen
mit einer überraschenden Zugabe: der
Thematisierung des Waffenrechts. „Die
AfD“, heißt es dort, „widersetzt sich jed-
er Einschränkung von Bürgerrechten
durch eine Verschärfung des Waffen-
rechts.“ Eine solche wäre ein „weiterer
Schritt (…) in den umfassenden
Überwachungs- und Bevormundungss-
taat“.

Ansonsten: Ausbau des Polizeiapparats,
Senkung der Strafmündigkeit auf zwölf
Jahre, härtere Strafen für „Angriffe auf
Amtspersonen“, „Opferschutz statt
Täterschutz“ und „kein Datenschutz für
Täter“. Soviel zum „Überwachungss-
taat“. Bereits hier vermischen sich die
Forderungen mit Überlegungen zur Ab-

grenzung zum Ausland: „Der erhebliche
Anteil von Ausländern gerade im
Bereich der Gewalt- und Drogenkrimi-
nalität begegnet derzeit nur halbherzi-
gen ausländerrechtlichen Maßnahmen,
insbesondere können sich ausländische
Kriminelle sehr häufig auf Abschiebe-
hindernisse berufen und sind auf diese
Weise vor Abschiebung sicher.“ Und
wenig später heißt es: „Die Mehrzahl
der Täter im Bereich der organisierten
Kriminalität sind Ausländer.“ Zur Ab-
sicherung der Außengrenzen soll ein
flächendeckender deutscher Gren-
zschutz unter dem Dach der Bundespol-
izei errichtet, sollen betriebsbereite
Grenzübergangsstellen installiert und
soll nach österreichischem Vorbild auch
die Bundeswehr zur Grenzsicherung
herangezogen werden können.

Die AfD ist eine Partei der massiven
Aufrüstung bewaffneter Staatskräfte im
Inneren, der offenen Frontstellung dies-
er Kräfte gegen Ausländer/innen, der
Förderung der Selbstbewaffnung von ge-
waltbereiten deutschen Bürgern und
der Vorbereitung der militärischen Abs-
chottung der Außengrenzen.

Mindestlohn und Familie
Der fünfte Abschnitt widmet sich der
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. Zwar
finden sich dort auch noch einige der al-
ten Glaubensbekenntnisse von Henkel
und Lucke, aber unter der Überschrift
„Mindestlohn beibehalten“ eben auch
die schon in den dreißiger Jahren be-
währte Verknüpfung von scheinbar
sozialen mit nationalen Positionen:
„Der gesetzliche Mindestlohn korrigiert
(…) die Position der Niedrigloh-
nempfänger als schwache Marktteilneh-
mer gegenüber den Interessen der Ar-
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beitgeber als vergleichsweise starke
Marktteilnehmer. Er schützt sie auch
vor dem durch die derzeitige Massenmi-
gration zu erwartenden Lohndruck.“

Vor allem aber wird in diesem Absch-
nitt ein deutlicher Akzent auf Forderun-
gen gelegt, die die Wählerbasis in Rich-
tung auf junge Familien erweitern könn-
ten, zumal sie sich in dieser Klarheit in
keinem anderen Programm größerer
Parteien gegenwärtig finden: „Familien
sind gegenüber Kinderlosen in drama-
tischer Weise finanziell benachteiligt.
Familienarmut und eine anhaltend nie-
drige Geburtenrate sind die Folge. (…)
Es ist Zeit, die Leistung der Eltern fi-
nanziell und ideell anzuerkennen.“ Für
dieses Ziel werden eine Reihe plausi-
bler Forderungen entwickelt, etwa die
Berücksichtigung der Kinder- und Erzie-
hungsleistung bei der Rente, die Aufw-
ertung der Pflege durch Angehörige
oder die Einführung eines „Familiens-
plittings“ analog dem heutigen Ehegat-
tensplitting, nach dem „die Gesamtfami-
lie als Erwerbsgemeinschaft zu verste-
hen“ sei.

Systematisch gehören dieser Abschnitt
und der folgende sechste zu „Familie
und Kinder“ zusammen – hier wird der
(illusorische) Ansatz, durch Förderung
der bürgerlichen Kleinfamilie das
Problem der demographischen
Schrumpfung bewältigen zu können,
konsequent fortgeführt. Das beginnt
mit einem „Bekenntnis zur tradi-
tionellen Familie als Leitbild“ und weit-
eren Forderungen, deren Umsetzung
die Geburtenrate unter „deutschstämmi-
gen“ Frauen über die Reproduktions-
rate von 2,1 Kindern pro Frau heben
soll – etwa der nach „Bereitstellung
zinsloser Darlehen für Eltern zum Er-
werb von Wohneigentum, deren Schuld-
summe sich mit jedem neugeborenen
Kind vermindert“.

Das zuweilen vorgebrachte Argument,
das würde nur den Besserverdienenden
nützen, weil nur sie sich überhaupt
Wohneigentum leisten könnten, führt
in die Irre: Eine Familie, die für
200.000 Euro ein Haus kauft und zu
100 Prozent finanziert, läge mit einem
zinslosen Annuitätendarlehen, das sich
pro Kind etwa um 30.000 Euro re-
duziert, schnell unter der Schwelle jed-
er Mietzahlung für eine Familie mit
drei oder vier Kindern. Auch die
Forderung nach dem Erlassen von

BaföG-Darlehen für Eltern wird sich
nicht durch Rhetorik erledigen lassen.
Ein bisschen neben der Beschwörung
des traditionellen Familienbildes liegt
die Forderung des Programms, auch
Alleinerziehende zu unterstützen, und
eine pfi f f ig-zynische Variante
überkommener Demagogie ist die Über-
schrift des Schlussabschnitts dieses
Kapitels: „Willkommenskultur für Neu-
und Ungeborene“, in der – hinsichtlich
etwa der Wiedereinsetzung des alten
Paragraphen 218 StGB – ohne weitere
Konkretisierung die „ca. 100.000 Sch-
wangerschaftsabbrüche“ pro Jahr
angeprangert werden.

Deutsch und christlich
„Die deutsche Sprache“ ist das „Zen-
trum unserer Identität“. Die in Kapitel
7 intensiv beschworene „deutsche
Leitkultur“ speise sich, so wird er-
läutert, aus drei Quellen: „erstens der
religiösen Überlieferung des Christen-
tums, zweitens der wissenschaftlich-hu-
manistischen Tradition, deren antike
Wurzeln in Renaissance und Aufk-
lärung erneuert wurden, und drittens
dem römischen Recht, auf dem unser
Rechtsstaat fußt“.

Die erste Quelle liegt bekanntlich in ein-
er Region der Welt, aus der gegen-
wärtig die direkten Nachfahren deren,
die die deutsche Leitkultur angeblich
mitbegründeten, fliehen und im Mit-
telmeer mit dem Segen der AfD-Funk-
tionäre zu Tausenden ertrinken. Wenn
die Dienstwagen der AfD künftig der in
Runen geschriebene Spruch „Odin statt
Jesus“ schmücken würde, wäre das
wenigstens ehrlich. Die antiken
Wurzeln, die zweite Leitkultur-Quelle,
liegen bekanntlich auch nicht in den
nord-, sondern in den südeuropäischen
Regionen, und das römische Recht,
Quelle Nummer drei, wäre nie nach
Deutschland gelangt, wären damals die
Grenzen  schon  so  hermet i sch
abgeriegelt worden, wie es die AfD
heute fordert.

In diesem Kapitel finden sich auch jene
Passagen zum Islam, die in der me-
dialen Öffentlichkeit soviel Aufmerk-
samkeit erregt und auf dem AfD-Pro-
grammparteitag auch eine rund
90minütige Diskussion ausgelöst haben
– diese Debatte hat dazu geführt, dass
die schließlich beschlossenen Passagen
eine noch schärfere Abgrenzung zum Is-

lam enthalten, als das im Antrag der
Programmkommission vorgesehen war.

Die Aussagen zum Islam gipfeln bekan-
ntlich in dem Satz „Der Islam gehört
nicht zu Deutschland“, der einen offe-
nen Widerspruch zum gegenteiligen Be-
fund des früheren Bundespräsidenten
Christian Wulff (CDU) markieren soll.
Die AfD räumt zwar ein: „Viele Mus-
lime leben rechtstreu sowie integriert
und sind akzeptierte und geschätzte Mit-
glieder unserer Gesellschaft“, und in-
sofern ist der Vorwurf, diese Partei
richte sich gegen alle Muslime, aus dem
Programm selbst nicht ableitbar. Aber
die Härte der geforderten Maßnahmen
lässt an der Abwehr aller Versuche,
dieser Religion zu erlauben, was einige
hundert Jahre vorher dem damals nach
Germanien importierten Christentum er-
laubt war, nämlich die angestammten
germanischen Götter zu verdrängen,
keinen Zweifel: „Die AfD verlangt (…)
zu verhindern, dass sich islamische Par-
allelgesellschaften mit Scharia-Richtern
bilden und zunehmend abschotten. (…)
Die Finanzierung des Baus und Betriebs
von Moscheen durch islamische Staaten
oder ausländische Geldgeber bzw. ihre
Mittelsmänner soll unterbunden wer-
den. (…) Imame, die in Deutschland
predigen wollen,  bedürfen der
staatlichen Zulassung. Sie müssen sich
vorbehaltlos zu unserer Verfassungsord-
nung bekennen und abgesehen von der
Koran-Rezitation in deutscher Sprache
predigen. (…) Die islamtheologischen
Lehrstühle an deutschen Universitäten
sind abzuschaffen und die Stellen der
bekenntnisneutralen Islamwissenschaft
zu übertragen. (…) Die AfD fordert ein
allgemeines Verbot der Vollversch-
leierung in der Öffentlichkeit und im öf-
fentlichen Raum.“

Einwanderung und
Paradigma
Das Kapitel 9 ist das umfangreichste. Es
ist auch das bis dato erfolgreichste, da
die AfD-Erfolge namentlich der letzten
Wahlen sich im wesentlichen den dort
behandelten Themen „Einwanderung,
Integration und Asyl“ verdanken. Der
hier geforderte „Paradigmenwechsel“
wurde von den Medien mittlerweile so
ausführlich referiert, dass wir die Stich-
worte nur kurz nennen müssen: klare
Unterscheidung zwischen politischen
Flüchtlingen und „irregulären Migran-
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ten“, die „keinen Flüchtlingsschutz
beanspruchen“ können, Abwehr der
„rasanten, unaufhaltsamen Besiedlung
Europas, insbesondere Deutschlands,
durch Menschen aus anderen Kulturen
und Weltteilen“ sowie der „Gefahr (…)
eines schleichenden Erlöschens der eu-
ropäischen Kulturen“. Gefordert wer-
den „strenge Personenkontrollen“ an
„allen deutschen Grenzübergängen“,
konsequente Rückführungen, Schutz-
und Asylzentren in Nordafrika und an-
deren „sicheren Staaten“ und eine ent-
sprechende Anpassung der Genfer Kon-
vention von 1951.

Die Partei ist – wie Frauke Petry vor
dem Parteitag in einem Interview im
Spiegel betonte – nicht „gegen Einwan-
derung“, sondern für eine „maßvolle le-
gale Einwanderung nach qualitativen
Kriterien“, wie sie zum Beispiel in Kana-
da und Australien schon länger prak-
tiziert werde. (Spiegel 13/2016, S. 28
ff.) Der vielleicht erstaunlichste Absch-
nitt dieses Kapitels, ja des gesamten Pro-
gramms, ist der folgende: „Die AfD
bekennt sich dazu, ökonomische Fluch-
tursachen zu vermeiden, auch wenn
dies für die westliche Wirtschaft
zunächst Nachteile mit sich bringen
könnte. Dazu gehört beispielsweise ein
Exportstopp für hochsubventionierte
landwirtschaftliche Erzeugnisse nach
Afrika, die dort die lokalen Märkte
ruinieren und den Menschen ihre
Lebensgrundlagen nehmen. Dasselbe
gilt für den Export von Waffen, Altklei-
dern, Giftmüll und anderen westlichen
Abfallprodukten sowie für die EU--
Fischerei vor den afrikanischen
Küsten.“ Hier wird eine Ahnung der tat-
sächlichen Zusammenhänge sichtbar,
was übrigens vergleichbar, wenn auch
ideologisch blockiert, für die Feststel-
lung eines Aufschwungs des Islams gilt.

Das Auf- und Vorankommen der AfD
und vergleichbarer Formationen auch
in anderen entwickelten kapitalis-
tischen Ländern zur jetzigen Zeit ist
überhaupt nur als Reaktion auf Entwick-
lungen verstehbar, die aus den von die-
sen kapitalistischen Zentren ausgehen-
den Zerstörungen der Peripherie des
seit 1989 zum Weltsystem gewordenen
Kapitalismus hervorgehen. Jahrhun-
dertealte Strukturen sind durch die Ge-
walt-Zwillinge „Kapitalistischer Markt“
und „Kapitalistischer Staat“ in den
Jahrzehnten seit dem Siegeszug des

Kapitalismus von Europa und den USA
aus in der ganzen Welt zerschreddert
worden. Millionen Menschen sind vor
allem in den letzten beiden Jahrzehn-
ten durch Kriege und Wirtschaftskrisen
ihrer Lebensmöglichkeiten beraubt und
vertrieben worden. In den zerfallenden
Staaten haben sich Warlord-Strukturen
gebildet, die es ermöglichen, dass eine
der durch Aufklärung und Säku-
larisierung schon zurückgedrängten
monotheistischen, alle anderen Religio-
nen per se also ausschließenden
Glaubenslehren einen neuen, aggressiv-
en Aufschwung genommen hat.
Flankiert von dieser zerfallsgetrieben
aggressiven Religion haben sich die der
Not Entfliehenden auf den Weg in die
für ihre Not verantwortlichen Zentren
gemacht.

Die AfD ist die Politik gewordene, blind
um sich schlagende Abwehr dieser im
Zentrum des Kapitalismus selbst
gezeugten „Bedrohung“. Immerhin:
Eine Ahnung dieses Sachverhalts hat
sich bis in das Programm dieser um
sich Schlagenden vorgerobbt. Von prak-
tischer Bedeutung wird sie nicht sein –
obwohl die Partei völlig zu Recht
fürchtet, dass „wir erst am Anfang
weltweiter, bislang unvorstellbarer
Wanderungsbewegungen in Richtung
der wohlhabenden europäischen
Staaten“ stehen. Sollte sich das be-
wahrheiten, wird die Antwort darauf
nicht mehr Einsicht in die Zusammen-
hänge, sondern mehr Militär sein. Die
AfD ist die Stimme der energischen Ab-
wehr der durch den Kapitalismus selbst
ausgelösten Wanderungsbewegung aus
der Peripherie in die kapitalistischen
Zentren des (relativen) Wohlstands.

Wettbewerb-Steuern-Kli
ma
Die letzten Abschnitte beginnen mit
dem wohl noch aus der Gründerzeit
stammenden Glaubensbekenntnis: „Frei-
er Wettbewerb sichert unseren Wohls-
tand.“ Alle Kernsätze des Monetarismus
à la Friedman, Hayek und anderen find-
en hier ihren Platz: „Je mehr Wettbe-
werb und je geringer die Staatsquote,
desto besser für alle. Denn Wettbewerb
schafft die Freiheit, sich zu entfalten
und selbst zu bestimmen, privates Ei-
gentum an Gütern und Produktionsmit-
teln (!, M.S.) erwerben zu können, (…)
ertragbringende Chancen zu nutzen,

aber auch ein mögliches Scheitern
selbst zu verantworten.“ „Jede Form
von staatlicher Planwirtschaft führt
früher oder später zu Fehlallokationen
und Korruption.“ An diesen Prinzipien
soll nicht nur Deutschland, sondern die
ganze Welt genesen: „Den Außenhandel
will die AfD ebenso marktwirtschaftlich
ausrichten wie die inländische
Wirtschaftsordnung.“

Die diesem Satz folgenden Seiten sind
allerdings – mit einigen Unterbrechun-
gen – davon geprägt, in einer Ansamm-
lung politisch-praktischer Forderungen
die hehren „zentralen Prinzipien (…) Ei-
gentum, Eigenverantwortlichkeit und
f r e i e  P r e i s b i l d u n g “  w i e d e r
einzuschränken. „Handelsabkommen“
nämlich „sollen deutsche Sicherheitss-
tandards in keinem Fall unterlaufen“,
TTIP, Tisa und Ceta werden abgelehnt,
weil sie die „demokratische Legitima-
tion“ des Bundestags einschränken wür-
den, und Privatisierungen sollen nur er-
laubt sein, wenn sie durch Bürger-
entscheide „auf der jeweil igen
staatlichen Ebene“ entschieden würden.
Während im Abschnitt 3.6 noch Opfer-
schutz vor Datenschutz rangiert, heißt
es nun in 10.10, „dem Datenschutz“ sei
„ein hoher Stellenwert einzuräumen“.
Lebensmittel sollten besser gekennzeich-
net werden, die künstliche Verkürzung
der Lebensdauer von Produkten sollte
durch wiederholte Tests unterbunden,
Textilien und Kinderspielzeug sollten
auf Schadstoffe überprüft werden – das
Vertrauen in die Kräfte des Marktes ist
selbst bei den Gralshütern des freien
Wettbewerbs offenbar beschränkt.

Ähnlich widersprüchlich sind die Aussa-
gen zum Steuerrecht. Für den in Absch-
nitt 10 beschworenen „schlanken, aber
starken Staat“ soll in der Folge der soge-
nannten Schuldenbremse, also des Ver-
bots, zur Staatsfinanzierung Net-
tokredite neu aufzunehmen, auch eine
„Steuer- und Abgabenbremse im
Grundgesetz“ verankert werden, „um
die maximale Summe der Belastung auf
einen bestimmten Prozentsatz im Ver-
hältnis zum Bruttoinlandsprodukt
festzuschreiben“. Eine Zahl wird nicht
genannt – aber die „Steuern und Ab-
gaben sollen in Zukunft nicht mehr be-
liebig erhöht werden“. Eher schon wer-
den Steuersenkungen gefordert: durch
einen höheren Grundfreibetrag, durch
Indexierung des Stufentarifs zur Vermei-
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dung der sogenannten „kalten Progres-
sion“ und – wie oben schon erwähnt –
durch die Einführung eines Familiens-
plittings, durch das „die Summe der
erzielten Einkünfte aller Familienmit-
glieder durch die Zahl der Familienmit-
glieder geteilt wird“. Das übrigens ist
für Kinderreiche, denen der politische
Kontext einer solchen Forderung ziem-
lich egal ist (wenn sie ihm nicht sowie-
so beipflichten), sicherlich ein attraktiv-
er Programmpunkt. Vermögens- und
Erbschaftssteuer sollen abgeschafft wer-
den, die vorhandenen Schulden sollen
nach und nach getilgt werden. Diese An-
sammlung von Steuernachlässen einer-
seits und die weiter oben beschriebenen
Forderungen nach deutlich mehr Pol-
izei, einer deutlich aufgerüsteten Bun-
deswehr und weitere kostenintensive
Pläne andererseits passen offensichtlich
nicht zusammen – durchgerechnet ist
das Programm jedenfalls nicht.

Der Abschnitt zur Energiepolitik begin-
nt mit der Forderung, in der Klimapoli-
tik den „Irrweg zu beenden“, der so
beschrieben wird: „Das Klima wandelt
sich, solange die Erde existiert. (…)
Kohlendioxid (CO2) ist kein Schadstoff,
sondern ein unverzichtbarer Bestandteil
des Lebens. (…) Seit die Erde eine At-
mosphäre hat, gibt es Kalt- und War-
mzeiten. Wir leben heute in einer War-
mzeit mit Temperaturen ähnlich der
mittelalterlichen und der römischen
Warmzeit.“ Diesen Annahmen ent-
sprechend werden alle politischen Maß-
nahmen zur „zwangsweisen Senkung
der CO2-Emissionen“, alle Vorschriften
zur Dämmung von Wohngebäuden, die
nur die Belastung für kleine Mieter er-
höhen und Luxussanierungen Vorschub
leisten würden, sowie die Förderung
der Windkraft und anderer regenerativ-
er Energieerzeugungsarten abgelehnt.

Zwei weitere Punkte stecken im letzten
Kapitel, die in ihrem Einfluss auf poten-
tielle Wähler/innen nicht unterschätzt
werden sollten. Unter Verwendung des
Slogans „Freie Fahrt für freie Bürger“
wendet sich die Partei gegen „Behin-
d e r u n g e n “  d u r c h  G e s c h -
windigkeitsbeschränkungen, die von
Kommunen „vorrangig“ als „zusätzliche
Einnahmequelle“ genutzt würden. Und
schließlich wird „eine Perspektive für
den ländlichen Raum“ angemahnt – un-
ter anderem durch Dezentralisierung
von Entscheidungsstrukturen, „Wieder-

belebung“ des „Selbstverwaltungs- und
Selbstbestimmungsrechts der Kommu-
nen“  (außer  in  Sachen Gesch-
windigkeitsbegrenzungen, versteht
sich), Beendigung der „Benachteiligung
ländlicher Gemeinden bei der Fi-
nanzverwaltung“, mobile Gesundheits-,
Alten- und Jugendbetreuung.

Diese Abschnitte lassen sich als eine in
hohem Maße in sich widersprüchliche,
aber gezielt die Gefühlslage einzelner,
in  de r  Summe be t räch t l i che r
Bevölkerungssegmente aufgreifende
Sammlung konkreter Zustandsbeschrei-
bungen und Forderungen zu unter-
schiedlichsten Politikbereichen zusam-
menfassen.

Wie am Anfang der Betrachtung des
AfD-Programms kommen wir an ihrem
Schluss zur dröhnenden Stille dieses
Programms. In ihm finden wir zwar die
Formulierung der Sorge darüber, dass
Lebensversicherungssparern durch Neg-
ativzinsen eine „allmähliche Enteig-
nung“ drohe, aber an keiner Stelle Hin-
weise auf die wesentliche Form der Al-
terssicherung, die staatlich organisierte
Rente. Auch wer im Abschnitt zu „Ar-
beitsmarkt und Sozialpolitik“ nach Aus-
sagen zur Gesundheits- oder Pflegever-
sicherung sucht, wird nicht fündig wer-
den. Dies mag der Programmtendenz
geschuldet sein, der Staat solle sich auf
seine vier Kernbereiche zurückziehen,
zu denen eben die Sicherung im Alter
nicht gehört. Dann wäre die unausge-
sprochene Hauptaussage dieses Pro-
gramms: Jede/r ist sich selbst der oder
die nächste, und der Staat hat damit
nichts zu tun.

Zusammenfassung
Die AfD ist eine auf Regierungs-
beteiligung innerhalb der bestehen-
den Strukturen drängende Partei.
Die AfD lenkt die wachsende
Verärgerung über die bestehenden
Verhältnisse mit unbestreitbaren
Belegen statt auf die kapitalistischen
Verhältnisse selbst auf die diesem
System verpflichtete politische
Kaste, deren Teil zu werden sie
selbst so energisch anstrebt.
Die AfD will ohne Infragestellung
kapitalistischer Bewegungsgesetze
die Wirkung dieser Gesetze – so wie
vermeintlich in den fünfziger und
sechziger Jahre geschehen – im
Raum der bürgerlichen Nationalstaat-

en einhegen. Das wäre das Ende der
EU und des Euro.
Die AfD ist eine Partei der massiven
Aufrüstung bewaffneter Staatskräfte
im Inneren, der offenen Frontstel-
lung dieser Kräfte gegen Ausländer,
der Förderung der Selbstbewaffnung
von gewaltbereiten deutschen Bürg-
ern und der Vorbereitung der mil-
itärischen Abschottung der Außen-
grenzen.
Das Programm enthält eine Reihe
von massenwirksamen und je für
sich nicht einfach vom Tisch zu
wischenden sozialpolitischen
Forderungen wie die nach Festhalten
am Mindestlohn und gezielter Fami-
lienförderung für Kinderreiche.
Die AfD markiert die positiv gew-
ertete, gemeinschaftsstiftende
deutsche Identität vor allem in Ab-
grenzung gegen den diese Identität
angeblich bedrohenden Islam.
Die AfD ist eine Partei der Bildungs-
selektion und der Rückkehr zu den
am Ende des 19. Jahrhunderts in
den kapitalistischen Staaten entstan-
denen Schulsystemen mitsamt ihren
hergebrachten Forschungsschwer-
punkten und Abschlüssen.
Die AfD ist die Stimme der ener-
gischen Abwehr der durch den Kapi-
talismus selbst ausgelösten Wan-
derungsbewegung aus der Peripherie
in die kapitalistischen Zentren des
(relativen) Wohlstands.
Die AfD formuliert in ihrer Program-
matik eine in hohem Maße in sich
widersprüchliche, aber gezielt die Ge-
fühlslage einzelner, in der Summe be-
trächtlicher Bevölkerungssegmente
aufgreifende Sammlung konkreter
Zustandsbeschreibungen und
Forderungen zu unterschiedlichsten
Politikbereichen.

* Der Artikel ist ein redaktionell
gekürzter Auszug aus dem soeben im
Konkret Literatur Verlag erschienen
Buch des Autors: „Falsche Feinde.
Was tun gegen die AfD?“

Alle Zitate, soweit nicht anders
angegeben, aus dem „Programm für
Deutschland“, abgerufen auf der Home-
page der AfD am 2. Juni 2016

Manfred Sohn: Geboren 1955. Studi-
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um der Sozialwissenschaften, Vor-
sitzender des Landesverbandes Nied-

ersachsen der Partei „Die Linke“, bis 2013 im Niedersächsischen Landtag.


